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(2) Gleichzeitig tritt die Zwölfte Durchführungsbestimmung 
vom 2. Juni 1975 zur Verordnung zur Verhütung und Be­
kämpfung der Tuberkulose — Röntgenreihenuntersuchun­
gen - (GBl. I Nr. 28 S. 522) außer Kraft.

Berlin, den 11. Februar 1983

Der Minister für Gesundheitswesen
I. V.: T s c h e r s i c h  

Staatssekretär

Anordnung 
über das Statut des Prüfungsverbandes 

der Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
in der Deutschen Demokratischen Republik

vom 10. Februar 1983

Stellung des Prüfungsverbandes 
der Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften

§ 1

(1) Der Prüfungsverband der Arbeiterwohnungsbaugenos­
senschaften (im folgenden Prüfungsverband der AWG ge­
nannt) verwirklicht seine Aufgaben in Durchführung der Be­
schlüsse der Partei der Arbeiterklasse auf der Grundlage der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, der Ge­
setze und anderen Rechtsvorschriften sowie von Weisungen 
des Ministers der Finanzen. Er führt im Auftrag des Ministers 
der Finanzen die Finanzkontrolle und -revision sowie auf fi­
nanziellem Gebiet die Beratung der Arbeiterwohnungsbauge­
nossenschaften und der Gemeinnützigen Wohnungsbaugenos­
senschaften (im folgenden sozialistische Wohnungsbaugenos­
senschaften genannt) durch.

(2) Mit der Finanzkontrolle und -revision nimmt der Prü­
fungsverband der AWG aktiv Einfluß auf die Vorstände der 
sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften, die materiel­
len und finanziellen Fonds so einzusetzen, daß ein günstiges 
Verhältnis von Aufwand und Ergebnis erzielt wird. Die Räte 
der Bezirke und Kreise sind bei der Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben gegenüber den sozialistischen Wohnungsbaugenossen­
schaften, insbesondere zur Durchsetzung gesamtstaatlicher An­
forderungen an die Finanzwirtschaft, zur Einhaltung vorgege­
bener Normative und Richtwerte und zur Durchführung von 
Leistungs- und Kostenvergleichen wirksam zu unterstützen.

§ 2

Der Prüfungsverband der AWG ist juristische Person. Sein 
Sitz ist Berlin, Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Re­
publik. Er untersteht der Dienstaufsicht des Ministers der Fi­
nanzen.

Aufgaben, Rechte und Pflichten 
des Prüfungsverbandes der AWG

§3

(1) Der Prüfungsverband der AWG führt eine regelmäßige 
und auf volkswirtschaftliche Schwerpunkte konzentrierte Re­
visionstätigkeit einschließlich der Kontrolle der gesamten Fi­
nanzwirtschaft sowie die jährliche Prüfung der Bilanz und Er­
gebnisrechnung in allen sozialistischen Wohnungsbaugenos­
senschaften durch.

(2) Der Prüfungsverband der AWG ist berechtigt, im Ergeb­
nis der Revisionen den sozialistischen Wohnungsbaugenossen­

schaften verbindliche Auflagen zur Durchsetzung und Einhal­
tung der Beschlüsse und Rechtsvorschriften zu erteilen.

(3) Der Prüfungsverband der AWG hat in Zusammenarbeit 
mit den Räten der Bezirke und Kreise die Kontrolle über die 
Abrechnung der den sozialistischen Wohnungsbaugenossen­
schaften aus dem Staatshaushalt auf der Grundlage der 
Rechtsvorschriften bereitgestellten Mittel durchzuführen. Er 
kontrolliert die Durchsetzung der auf Grund von Revisions­
feststellungen erteilten Auflagen.

(4) Der Prüfungsverband der AWG erarbeitet volkswirt­
schaftliche Analysen über die Entwicklung des genossenschaft­
lichen Eigentums durch Neubau, Modernisierung und Erhal­
tung sowie über die Ergebnisse der Finanzwirtschaft der so­
zialistischen Wohnungsbaugenossenschaften. Im Vordergrund 
stehen dabei die
— vollständige und rechtzeitige Realisierung der den soziali­

stischen Wohnungsbaugenossenschaften zustehenden Ein­
nahmen sowie die Gewährleistung von Ordnung und Dis­
ziplin in der Finanz Wirtschaft;

— Anwendung und Durchsetzung der festgelegten Normative 
und Richtwerte mit dem Ziel der Beseitigung ungerecht­
fertigter Niveauunterschiede bei den Kosten für gleiche 
Leistungen, insbesondere für Energie, Materialverbrauch 
und für den Verwaltungsaufwand;

— wirksame und rationelle Verwendung der geplanten Mit­
tel des Staatshaushaltes entsprechend den Rechtsvorschrif­
ten.

(5) Der Prüfungsverband der AWG unterstützt die Räte 
der Bezirke und Kreise auf der Grundlage zentral festgeleg­
ter Durchschnittsnormative und -richtwerte bei der Differen­
zierung und Durchsetzung von Normativen und Richtwerten 
zur Überwindung ungerechtfertigter Leistungs- und Kosten­
unterschiede.

(6) Der Prüfungsverband der AWG unterstützt die Revi­
sionskommissionen der sozialistischen Wohnungsbaugenos­
senschaften durch regelmäßige Anleitung und durch die Fest­
legung einheitlicher Schwerpunkte für die Kontrolltätigkeit.

§4

(1) Der Prüfungsverband der AWG hat die Ergebnisse der 
Finanzkontrolle und -revision den Räten der Bezirke und 
Kreise zu übergeben. Im Zusammenhang damit sind Vor­
schläge für die weitere Verbesserung des Verhältnisses von 
Aufwand und Ergebnis zu unterbreiten.

(2) Der Prüfungsverband der AWG ist verpflichtet, dem Mi­
nister der Finanzen regelmäßig Informationen über Ergeb­
nisse der Finanzkontrolle und -revision in den sozialistischen 
Wohnungsbaugenossenschaften und jährlich den Geschäfts­
bericht des Prüfungsverbandes der AWG für das abgelaufene 
Planjahr zur Bestätigung vorzulegen.

§5
(1) Zur Sicherung der einheitlichen Anwendung der Rechts­

vorschriften auf dem Gebiet der Finanzwirtschaft erläßt der 
Prüfungsverband der AWG in Abstimmung mit dem Mini­
sterium der Finanzen Arbeitsrichtlinien.

(2) Der Prüfungsverband der AWG erläßt auf der Grund­
lage der Rechtsvorschriften in Abstimmung mit der Staatli­
chen Zentralverwaltung für Statistik Arbeitsrichtlinien für 
die einheitliche Anwendung von Rechnungsführung und Sta­
tistik in den sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften 
und kontrolliert ihre Durchführung.

(3) Zur einheitlichen Anwendung von Rechnungsführung 
und Statistik sowie zur Qualifizierung der Finanzkontrolle und


